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Früher war sie ein Journalistenprivileg, die-
se ganz konkrete Erfahrung. Nur wer von
Berufs wegen sowohl Parteitage der Union
als auch der Sozialdemokraten besuchte,
hat sinnlich erleben können, wie ähnlich
die großen Volksparteien ihre Angelegen-
heiten regeln. Dann kam der Spartensen-
der Phoenix, die Akteure konnten erstmals
live bei der Konkurrenz zuschauen – und
manch einer war überrascht, dass da eini-
ges recht vertraut wirkte.Ab 2005 folgte die
offizielle Rollenteilung von Berlin. Oder
sollte man sagen: die Doppelrolle? Am
Kabinettstisch hatte die Große Koalition
jedenfalls nicht nur Fremdheitserlebnisse.
Mindestens so oft dominierte der Wunsch,
bloß nicht den anderen das zu überlassen,
was man selbst gerne täte.

Ist das eine zu ungnädige Sicht? Im
Wahljahr passt sie nicht zur Selbstwahr-
nehmung. Da überdecken inhaltliche Zu-
spitzungen die zwischenzeitlich entstande-
ne Vertrautheit. Jetzt ist demonstrative Ab-
grenzung angesagt, ernst gemeint. Die SPD,
deren Wählerspektrum stärker nach links
erodierte als das der Union nach rechts, hat
das besonders nötig. Aber die verbreitete
These von der permanenten – rein takti-
schen – Schauspielerei in der Politik ist
dumm und oberflächlich. Beides, Annähe-
rung und Abgrenzung, kann professionell
zwingend sein. Gelernt zudem in Jahr-
zehnten, in denen auf Bundesebene wegen
der Verhältnisse im Bundesrat sowieso in
wesentlichen Fragen am Ende letztlich
Union und SPD einen Minimalkonsens

finden mussten.Aber gerade weil das so ist,
bleibt auch die Näheerfahrung jenseits von
gegenläufigen Wahlinteressen in einem
kulturellen Sinne authentisch. Da gibt es
nun einmal große Schnittmengen.

Auf das Urteil welcherart Menschen
man Wert legt und was es bedeutet, das po-
litische Ganze zu repräsentieren; wann
man klugerweise schweigt und wann man
offensiv werden muss; wann Personal nicht
mehr zu halten ist und wann um des öf-
fentlichen Eindrucks willen auch schlechte
Kompromisse besser sind als gar keine – in
solchen Fragen der politischen Professio-
nalität agieren Parteien wie Union und
SPD, die auf Führungsfähigkeit (das hieß
bisher, je nach regionalem Parteiensystem:
30-40 % Zustimmung) abzielen, eben an-
ders und einander ähnlicher als Parteien,
für die 10 % ein schönes Ergebnis darstel-
len. Das ergibt im Fall der Großen Koali-
tion eine Zielgruppe von zusammen um
die 70 %. Allein dies prägt deren Politik
mitunter fundamental anders, als es in
jedem Bündnis mit wirtschaftsliberalen,
grünen oder ostdeutschen Lobbyisten der
Fall wäre.

Richard Meng

Das Gen der Volkspartei
Wie nah sich Union und SPD sind

Union und SPD »ticken« ähnlicher, als viele in den Parteien es sich zugeben. In
den Jahren der Großen Koalition führte das nicht nur zu Abgrenzungsproblemen.
Mitunter haben die tief verankerten Reflexe der Volksparteien einander auch ver-
stärkt – wie beim Wettlauf um die tagespolitisch gute Tat, zum Beispiel in der
Finanzkrise.
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Die FAZ-Journalisten Eckart Lohse
und Markus Wehner haben sich jetzt in
einem Buch über die Große Koalition zu
der – lobend gemeinten – These verstie-
gen, es ge-be in den Volksparteien eine
»horizontale Trennlinie, die einen sehr
kleinen Kopf von einem riesigen Körper
trennt«. Soll sagen: Wenn die Berliner Spit-
zen gegenüber ihrer jeweiligen Basis könn-
ten, wie sie wollten, wären die Unterschie-
de gering und es würde am großkoalitionä-
ren Kabinettstisch wegweisende Politik ge-
macht. Das ist eine These mitten aus der
Berliner Käseglocke, unter der Politikspit-
zen und Medien gemeinsam gar so gerne
die Welt neu erfinden würden, möglichst
ungestört.

Solche Wunschprojektionen mögen
manchmal Teil der großkoalitionären Kon-
senskultur sein, die Protagonisten dafür
gäbe es. Freilich:Viel interessanter ist doch,
dass es trotz mancher extremer Wahl-
schlappen die vorausgesagten tief reichen-
den internen Legitimationsprobleme in
den Koalitionsparteien zwischen 2005 und
2009 nicht gab. Nicht zuletzt deshalb: Weil
im politischen Diskurs die artgleiche (ins-
besondere führungsgeeignete) Opposition
fehlte. Weil deswegen nie die Spannung ei-
nes möglichen Machtwechsels aufkom-
men konnte, der zugleich ein Politik-
wechsel gewesen wäre.

Handlungsfähigkeit zeigen

Es war nicht zuletzt anhand der Medien-
resonanz zu spüren, wie stark große Koali-
tionen das Gefühl politischer Machbarkeit
prägen. Hier hat das Wort vom Massen-
medium noch seine Berechtigung: Medien,
die in der gesamten Öffentlichkeit Publi-
kum suchen, sind nun einmal nicht kam-
pagnenfähig entlang politischer Linien, die
letztlich nur von einer oder maximal zwei
Zehn-Prozent-Parteien repräsentiert wer-
den. Das Wesen der Volksparteien ist es da-
gegen, dass sie, egal ob in Regierung oder

Opposition, immer selbst die Mehrheits-
fähigkeit suchen müssen und sich deshalb
oft zu schnell in einen Denkkorridor ein-
sperren lassen, in dem die Mehrheit gerade
vermutet wird.

Nun führt das Volkspartei-Gen in gro-
ßen Koalitionen aber auch zu gegensei-
tigem Belauern, Ausbremsen oder Über-
holen auf gleicher Spur, selbst wenn Zwei-
fel an dieser Grundrichtung bleiben. Das
war zu Beginn der Wahlperiode so mit der
medial bejubelten Verlängerung des Ren-
tenalters, die rational richtig ist, aber bei
wachsender Arbeitslosigkeit aus volkspar-
teilichen Vernunftgründen wieder durch
flexiblere Wege in die Rente abgefedert
werden wird. Es war anhaltend so beim
Thema Afghanistan-Einsatz, wo das Un-
wohlsein beständig wächst, aber aus Grün-
den der internationalen Verantwortung
einstweilen kein Handlungsspielraum er-
kennbar ist. Es ist jetzt speziell bei den
Reflexen auf die erste globale Krise so.

Von der Abwrackprämie bis hin zu
direkten Hilfen an Einzelkonzerne: Ent-
scheidend ist auch bei solch höchst frag-
würdigen Entscheidungen immer der An-
trieb, dass Parteien mit Führungsanspruch
handeln müssen. Dass nationale Politik
nicht einfach unter Hinweis auf die glo-
bale Wucht und Unbeeinflussbarkeit der
Ereignisse abdanken kann, zumal es ja um
reale Schicksale geht. Dass aber eben auch
bei Strafe des politischen Untergangs eine
gelernte Rolle zu verteidigen ist. Die Ak-
teursrolle.

Selbst wenn dann nur voller Ungewiss-
heit getan wird, was alle anderen auch tun.
Und durch teures Symbolhandeln viel-
leicht nur Zeit gekauft wird, und sei es bis
zum Herbst nach der Wahl, begleitet von
exorbitanten neuen Staatsschulden. In
Worten Heinrich Bölls: Es muss etwas ge-
schehen – es wird etwas geschehen. Die
Gesamtrechnung wird irgendwann später
offen liegen.Auch das gehört ja zur Grund-
erfahrung der Volksparteien: Ein Politik-
journalismus, der in diesen Zeiten ganz be-

NGFH_7-8-09_Umbruch Archiv.qxd  02.07.2009  08:21  Seite 32

[Limberg Box Patch : TrimBox [0] BleedBox [3] MediaBox [10] Patch : Page 32]



DA S T H E M A

N G | F H   7 / 8 | 2 0 0 9 3 3

sonders lemmingshaft wirkt, wird sich oh-
ne relevanten Kläger nicht zum Richter
aufspielen.

Ein vergleichbarer Effekt zeigt sich seit
Jahren bei Themen wie Staatseigentum
und Bildungspolitik: Wenn beide Volks-
parteien (sei es aus Ideologie oder nur aus
Gründen kurzfristiger Haushaltseffekte)
Privatisierungsstrategien öffentlichen Ei-
gentums betreiben, gibt es darüber keine
grundlegende, kontroverse Debatte in der
Gesellschaft mehr. Erst der Stopp der
Bahnreform – letztlich durch Verweige-
rung einer Mehrheit in der SPD – hat hier
neuen Diskursspielraum gebracht. Oder:
Solange die Bildungspolitik von Union und
SPD gleichermaßen darauf setzt, Schulen
und Hochschulen möglichst eigenverant-
wortlicher arbeiten zu lassen (also: poli-
tischen Einfluss zurückzunehmen), wird es
auch keine Debatte darüber geben, wie sehr
damit gesellschaftliche Verantwortung für
Stil und Inhalt von Bildung schwindet.

Wie ernst Politik sich selbst nimmt: Das
wird nach wie vor zuerst in den großen Par-
teien entschieden. Ob Handlungsmut oder
Lavieren: Ihre Praxis prägt den Spielraum

des Politischen und damit auch die Medien-
welt weit mehr, als sie es sich mittlerweile
selbst noch zutrauen. Und es gab in den
großkoalitionären Jahren durchaus subku-
tane Botschaften in die Gesellschaft hinein,
die wichtig waren. Neue Unaufgeregtheit
zum Beispiel, was die schrittweise Weiter-
entwicklung des Sozialstaates anbetrifft:
Vorbei der öffentliche Alarmismus, den die
Union während der Schröder-Jahre so er-
folgreich geschürt hatte. Eine andere dieser
Botschaften: Der Staat ist, wenn es eng wird,
letztlich doch der entscheidende Akteur.
Auch und gerade für die Wirtschaft.

Wenn Volksparteien
gleich ticken

Es wird spannend werden, wie sich das
Volkspartei-Gen in der nächsten Genera-
tion vererbt, leichte Mutationen ja immer
inbegriffen. Manche der 40-Jährigen wir-
ken – koalitionsübergreifend – in ihrer
managerhaften Attitüde austauschbar und
erfahrungsarm. Aber sie erleben mit der
Finanzkrise gerade einen Bewährungsfall,
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der sie so oder so prägen wird.Schon durch
die wahrlich schicksalhafte Neuverschul-
dung, die sprichwörtlich für Generationen
wirkt. Gerade deshalb ist die Vorwahl-
Show mit der parallel für die Nachwelt be-
schlossenen, in der Substanz wachswei-
chen Schuldenbremse ein durchsichtiges,
oberflächliches Spiel. Obendrein, was die
Sache besonders unappetitlich macht, ei-
nes mit der Verfassung.Auch so etwas geht
nur, wenn Volksparteien gleich ticken.

Im tief verwurzelten Denken der Ge-
sellschaft indes stehen sie für das, was rele-
vant ist – im Unterschied zu den Klientel-
parteien. Das ist der politisch-kulturelle

Kern. Deshalb wird in den großen Parteien
zwar nicht unbedingt entschieden, welche
Ideen es gibt – aber sehr wohl, welche sich
durchsetzen. Die sich ausdifferenzierende
Gesellschaft kann dabei mit abstrakten al-
ten Lagerzuordnungen, sei es nun konser-
vativ oder links drapiert, immer weniger
anfangen. Wer mittelfristig besser aus der
Übergangszeit der Großen Koalition he-
rauskommen will, muss die Relevanz sei-
ner Themen und Ziele verkörpern. Da, das
zeigen alle Indikatoren, hat in den Jah-
ren seit 2005 das Soziale im Vergleich zum
Individuellen an Bedeutung zurück ge-
wonnen.

»Einigkeit und Recht und Freiheit«: Angela
Merkel hat am 12. Mai 2009 gemeinsam
mit 16 gerade eingebürgerten Migranten
die Nationalhymne angestimmt und den
Neubürgern ihre Einbürgerungsurkunden
übergeben. Die Kanzlerin wollte damit ein
Zeichen für Integration und mehr Einbür-
gerungen setzen. Tatsächlich aber ist die
Zahl der Einbürgerungen in der Amtszeit
Merkel weiter zurückgegangen.

Ein Grund dafür sind die erschwerten
Bedingungen, unter denen Einbürgerun-
gen überhaupt möglich sind. Die Veran-
staltung der Kanzlerin ist damit wider-
sprüchlich und aufschlussreich zugleich.
Aufschlussreich, weil sie uns den Kern der
Integrationspolitik der vergangenen vier
Jahre offen legt: Symbolpolitik. Eine Sym-
bolpolitik, die nicht verbergen konnte, dass
neue Restriktionen geschaffen wurden und
drängende Fragen einer Antwort harren.
Widersprüchlich, weil Reden und Handeln
auseinanderfallen.

Symbolpolitik war es, als nach der
Wahl 2005 das Amt der Integrationsbeauf-
tragten in das Bundeskanzleramt inte-
griert wurde. Der symbolischen Aufwer-
tung des Amtes stand kein realer Macht-
zuwachs gegenüber. Die neue Integrations-

Lale Akgün

Was kommt nach der großen Show?
Vier Jahre Integrationspolitik

Ein Blick auf die Taten hinter den Worten zeigt: Die Integrations- und Islampolitik
der letzten vier Jahre war bei Weitem nicht so innovativ und zukunftsweisend, wie
sie beworben wurde. Im Gegenteil: Neue Restriktionen, verpasste Chancen und ein
verfehlter Trend zur Kulturalisierung sind die Folgen.

Lale Akgün

(*1953) SPD-MdB, ist Mitglied im
Ausschuss für Angelegenheiten der

Europäischen Union. Im Krüger Verlag
erschien 2008: Tante Semra im

Leberkäseland: Geschichten aus meiner
türkisch-deutschen Familie.

lale.akguen@bundestag.de
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